
 

 

Bern, 23.11.2020 

Positionspapier zur Politik der frühen Kindheit 

1. Ausgangslage 

Die Politik der frühen Kindheit bezieht sich auf die frühkindliche Bildung, Betreuung und Erziehung 
(FBBE). Neben der familienergänzenden Betreuung umfasst sie eine breite Palette von Angeboten der 
Gesundheitsversorgung, der Elternberatung und -bildung für alle Familien. Dazu gehören beispiels-
weise die Mütter- und Väterberatung, Hausbesuchsprogramme, Elternbriefe oder auch frühe Sprach-
förderung. Indem die Politik der frühen Kindheit das Kindeswohl ins Zentrum stellt und Chancengerech-
tigkeit anstrebt, dient sie auch der Gesellschaft.  

Die Politik der frühen Kindheit ist momentan sowohl auf der nationalen politischen Agenda als auch auf 
der Ebene der Kantone aktuell. Anfangs 2021 wird die Publikation des Bundesratsberichts zur Politik 
der frühen Kindheit erwartet. Der Bericht macht eine umfangreiche Auslegeordnung und zeigt die Hand-
lungsoptionen des Bundes auf. In Bezug auf die parlamentarische Initiative Aebischer für mehr Chan-
cengerechtigkeit vor dem Kindergartenalter ist zwar nicht mehr mit einem Erfolg zu rechnen, trotzdem 
wird sich das Parlament 2021 voraussichtlich mit dem Thema frühe Kindheit beschäftigen1. Auf Ebene 
der Kantone haben 2019 SODK, GDK und EDK gemeinsam eine Tagung zur frühen Förderung organi-
siert und beschlossen, in nächster Zeit im Rahmen der Interkantonalen Austauschplattform Frühe För-
derung (IKA) eine gemeinsame politische Positionierung zu erarbeiten. 

Die Städte sind Vorreiter im Bereich der frühen Kindheit und erbringen umfassende Leistungen, indem 
sie Unterstützung von der Geburt bis zur Schulzeit gewährleisten und massgebliche Integrationsaufga-
ben übernehmen. Damit die Politik der frühen Kindheit und die diesbezügliche Rolle der Städte weiter 
gestärkt und optimiert werden kann, braucht es Anstrengungen auf allen Staatsebenen. Damit der Städ-
teverband die Interessen der Städte in den aktuellen Debatten einbringen kann, ist eine klare Positio-
nierung notwendig. Die Städteinitiative Sozialpolitik und die Städteinitiative Bildung haben mit ihrer 2019 
veröffentlichten Resolution «Städte für eine Politik der frühen Kindheit»2 sehr viel Vorarbeit geleistet. 
Der im folgenden dargelegte Nutzen der Politik der frühen Kindheit, die Beiträge und Handlungsfelder 
der Städte, sowie die geforderten Massnahmen beruhen auf dieser Resolution. 

2. Nutzen einer Politik der frühen Kindheit 

Eine Politik der frühen Kindheit nützt Kindern und Eltern, Städten, Gemeinden und Kantonen, Wirtschaft 
und Gesellschaft. Qualitativ hochwertige Bildungs- und Betreuungsangebote rücken das Wohl des Kin-
des ins Zentrum und unterstützen die Eltern. Für Städte, Gemeinden und Kantone sind gute Rahmen-
bedingungen für das Aufwachsen von Kindern und die Förderung der Chancengerechtigkeit wirkungs-
volle Massnahmen der Armuts-, Gesundheits- und Gewaltprävention. Ein gutes Angebot der frühkindli-
chen Bildung, Betreuung und Erziehung (FBBE) fördert die Erwerbsbeteiligung beider Eltern, höhere 

                                                      
1 Ready! Bericht zur Herbstsession 2020, Seite 2. 
2 Die Städteinitiative Sozialpolitik und die Städteinitiative Bildung haben die Resolution gemeinsam erarbeitet und 
im September 2019 eine Tagung zum Thema organisiert. 
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Bildungsabschlüsse der Kinder und die Standortattraktivität. Diese Faktoren wirken sich positiv auf die 
Steuereinnahmen der öffentlichen Hand aus. Die Schule wird entlastet, indem Kinder gut vorbereitet in 
den Kindergarten eintreten. FBBE fördert den Spracherwerb von Kindern mit Migrationshintergrund und 
trägt zur Integration ausländischer Familien bei. In der Wirtschaft wirkt sich ein gutes FBBE-Angebot in 
Kombination mit familienfreundlichen Arbeitsbedingungen positiv auf die Erwerbstätigkeit und die Pro-
duktivität aus. Neben dem wirtschaftlichen Nutzen erhöht die Politik der frühen Kindheit aber auch das 
Wohlbefinden von Familien und die Lebensqualität in der Gesellschaft insgesamt. 

3. Handlungsfelder3 und Beitrag der Städte 

Grundlagen schaffen 

Um die Politik der frühen Kindheit bedarfsgerecht zu planen und zu steuern, braucht es strategische 
und statistische Grundlagen. Die grossen Städte verfügen schon länger über Strategien zur Politik der 
frühen Kindheit und mittlerweile auch viele kleinere und mittlere Städte4. Für die Weiterentwicklung der 
Politik der frühen Kindheit braucht es zudem verlässliche statistische Grundlagen auf allen Staatsebe-
nen.  

Angebote für alle gewährleisten 

Ziel einer Politik der frühen Kindheit ist, dass alle Familien mit kleinen Kindern an ihrem Wohnort Zugang 
zu qualitativ hochwertigen und bedarfsgerechten FBBE-Angeboten haben. Die Städte erbringen hierfür 
bereits heute grosse Leistungen. Sie stellen das Angebot zur Verfügung und engagieren sich, um die 
verschiedenen Angebote bekannter zu machen. Zudem bauen sie Zugangshürden ab, um den Zugang 
auch für sozial benachteiligte Familien zu garantieren. 

Angebote und Akteure koordinieren und vernetzen 

Für die Politik der frühen Kindheit sind verschiedene Politikbereiche zuständig. Die Städte leisten Ba-
sisarbeit, indem sie intern die Koordination ressortübergreifend vorantreiben, Vernetzungstreffen orga-
nisieren und Weiterbildungen anbieten. Wichtig ist die Verknüpfung von Angeboten der FBBE mit wei-
teren Leistungen für Kinder und deren Familien wie z.B. medizinische Grundversorgung, Integrations-
förderung oder Wirtschaftshilfe. Städte und Kantone sind gefordert, die Angebote des Frühbereichs 
auch auf den Schulbereich abzustimmen. Um Dialog, Erfahrungsaustausch und Wissenstransfer zur 
frühen Kindheit unter allen Akteuren der FBBE nachhaltig sicherzustellen, ist eine Koordination über die 
kommunale, kantonale und nationale Ebene hinweg zentral. 

Qualität sichern und verbessern 

Kompetentes Personal und gute strukturelle Rahmenbedingungen gewährleisten eine hohe Qualität der 
FBBE-Angebote. Diese wirken sich positiv auf die kognitiven, sprachlichen und sozialen Fähigkeiten 
von Kindern aus. Qualitätssicherung und -entwicklung sind deshalb ein weiteres zentrales Ziel einer 

                                                      

3 Die genannten Handlungsfelder wurden teilweise übernommen aus dem Bericht der Schweizerischen UNESCO-

Kommission: Für eine Politik der frühen Kindheit. Erarbeitet von INFRAS, erstellt im Auftrag der Schweizerischen 

UNESCO-Kommission. Bern (2019). 
4 Im Rahmen des Programms primokiz und primokiz2 haben zwischen 2012 und 2020 verschiedene kleinere und 
mittlere Städte konzeptionelle Grundlagen geschafften im Feld der Politik der frühen Kindheit. https://jacobsfoun-
dation.org/activity/primokiz2/ 
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Politik der frühen Kindheit. Fachpersonen benötigen stetige Weiterbildung. Laien und Freiwillige, die im 
Frühbereich arbeiten, brauchen angemessene Begleitung. Kommunale und kantonale Finanzierungs-
modelle haben gute Arbeitsbedingungen, angemessene Löhne und genügend zeitliche Ressourcen für 
Austausch, Supervision und Weiterbildung sicherzustellen. 

Angebote finanzieren 

Eine Politik der frühen Kindheit setzt sich dafür ein, dass die Finanzierung der Angebote gesichert und 
die Angebote für alle Familien bezahlbar sind. Dies muss auch unter erschwerten Bedingungen der Fall 
sein (z.B. Pandemie, Rezession). Die grösseren Städte investieren aktuell jährlich mehrere hundert Mil-
lionen Franken in die Politik der frühen Kindheit. Die passende Ausgestaltung von Finanzierungsmodel-
len ist eine Aufgabe, die Städte und Gemeinden, Kantone und Bund gemeinsam mit Trägerschaften 
und Fachorganisationen angehen müssen. 

4. Weiterentwicklung der Politik der frühen Kindheit 

4.1 Forderungen des Städteverbandes zur generellen Weiterentwicklung der Politik der frühen Kind-
heit 

Damit die Städte auch in Zukunft eine erfolgreiche Politik der frühen Kindheit gewährleisten und weiter-
entwickeln können, sind folgende Massnahmen auf nationaler und kantonaler Ebene von Bedeutung: 

− Statistische Grundlagen: Für die Weiterentwicklung der Politik der frühen Kindheit braucht es 
statistische Grundlagen wie beispielsweise eine Bestandsaufnahme der kantonalen Politik der frü-
hen Kindheit, eine nationale Kinderbetreuungsstatistik sowie bessere Daten zur Gesundheit von 
Kindern im Vorschulalter. 

− Koordination: Die Koordinationsgefässe und der bereits existierende Informationsaustausch zwi-
schen Bund, Kantonen und Städten bzw. Gemeinden im Bereich der Kinder- und Jugendpolitik 
werden konsequent auf die frühe Kindheit ausgeweitet. Wo nötig, werden neue Koordinationsge-
fässe geschaffen. 

− Zuständigkeit: Für die Politik der frühen Kindheit braucht es klare Zuständigkeiten auf allen 
Staatsebenen. Die Städte sprechen sich für einen Verfassungsartikel aus, der die gemeinsame 
Verantwortung von Bund, Kantonen, Städten und Gemeinden für die frühe Kindheit formuliert. 

− Finanzierung: Für die Weiterentwicklung der Politik der frühen Kindheit sind finanzielle Mittel not-
wendig. Dazu sollen alle Staatsebenen ihren Beitrag leisten. Zudem müssen die Städte Zugang 
zu den finanziellen Mitteln von Bund und Kantonen für die frühe Kindheit erhalten. Bundesgelder 
müssen auch direkt an die Städte und Gemeinden fliessen können. 

− Konkordat: Die Städte fordern ein Konkordat zur Politik der frühen Kindheit, in welchem die Kan-
tone vereinbaren, wie sie ihren Verpflichtungen aus der Schweizerischen Bundesverfassung und 
der UNO-Kinderrechtskonvention im Bereich frühe Kindheit nachkommen und zusammenarbeiten. 
Darin sollen die Kantone das Grundangebot festlegen und sich auf Mindeststandards verständi-
gen. 
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4.2 Forderungen des Städteverbandes zur familienergänzenden Kinderbetreuung 

Die familienergänzende Kinderbetreuung ist ein zentrales Angebot innerhalb der Politik der frühen Kind-
heit. Die Anzahl Betreuungsplätze wurde in den letzten Jahren stark ausgebaut. Kindertagesstätten und 
weitere Angebote der familienergänzenden Kinderbetreuung verbessern einerseits die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, andererseits sind sie Orte frühkindlicher Förderung. Es ist deshalb wünschens-
wert, dass der Zugang zu qualitativ hochwertiger familienergänzender Kinderbetreuung für alle Familien 
möglich ist, die dies wünschen bzw. benötigen.  

Im internationalen Vergleich ist in der Schweiz die finanzielle Belastung der Familien für ergänzende 
Betreuung hoch, weil die Subventionierung durch die öffentliche Hand vergleichsweise gering ist. Der 
hohe Elternanteil bei den Kosten ist ein wesentlicher Grund, weshalb Familien, nicht nur sozial benach-
teiligten, die familienergänzende Kinderbetreuung nicht immer offensteht. Familien mit geringen Ein-
kommen können sich eine Kita nicht leisten. Zudem lohnt sich familienergänzende Kinderbetreuung für 
mittelständische Familien finanziell oft nicht, was negative Auswirkungen auf ihre Erwerbstätigkeit hat.  

Über die Forderungen zur Politik der frühen Kindheit im Allgemeinen hinaus, engagiert sich der Städte-
verband deshalb im Bereich der familienergänzenden Kinderbetreuung für folgende Aspekte: 

− Ausbau Angebot: Es sollen auf allen Staatsebenen Rahmenbedingungen und Anreize geschaf-
fen werden, damit das Angebot an subventionierten Betreuungsplätzen weiter ausgebaut wird. 

− Höhere Subventionierung: Die Elterntarife für tiefe und mittlere Einkommen müssen tiefer ange-
setzt werden. Dazu muss der Anteil der öffentlichen Finanzierung erhöht werden. Die kommunale 
Ebene kann diese Kosten nicht alleine tragen. Es braucht Unterstützung von Kantonen und Bund. 

− Einbezug Arbeitgeber: Arbeitgeber profitieren direkt von einer Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Sie sollen deshalb in allen Kantonen einen Beitrag leisten. Es gibt in der 
Romandie bereits funktionierende Modelle der Beteiligung von Arbeitgebern an der Finanzierung 
der familienexternen Kinderbetreuung. 

− Qualität verbessern: Um die Qualität sicherzustellen, braucht es schweizweit verbindliche Min-
deststandards bezüglich Aus- und Weiterbildung des Personals, pädagogischem Konzept und Be-
treuungsschlüssel. Ausserdem ist eine bessere Entlöhnung des Betreuungspersonals anzustre-
ben. 

− Sensibilisierung: Bevölkerung und Politik sollen dafür sensibilisiert werden, dass sich Investitio-
nen in qualitativ hochwertige familienergänzende Kinderbetreuung lohnen und sich für alle Betei-
ligten auszahlen. 


